
Zeitschrift: Schweizerische Kirchenzeitung : Fachzeitschrift für Theologie und
Seelsorge

Herausgeber: Deutschschweizerische Ordinarienkonferenz

Band: 181 (2013)

Heft: 36

Heft

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 08.08.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


36/2013 • S. SEPTEMBER • 181. JAHRGANG ISSN 1420-5041 • FACHZEITSCHRIFT UND AMTLICHES ORGAN

Schweizerische
irchen-
Zeitun

VADEMECUM FÜRS «VADEMECUM»

Der Medienhype ums «Vademecum für die Zusam-

menarbeit von katholischer Kirche und Staats-

kirchenrechtlichen Körperschaften in der Schweiz» vor
eineinhalb Wochen erfordert einen Blick zurück: Die

Schweizer Bischofskonferenz (SBK) verabschiedete die-

se Empfehlungen der Fachkommission «Kirche und Staat

in der Schweiz» vom Dezember 2012 bereits Anfang

März 2013. Weder das Präsidium noch das Sekretariat

kommunizierten diese Verabschiedung und den Inhalt

dieser Empfehlungen, was zwei Mitgliedern der Kommis-

sion den Freiraum bot, mit der Veröffentlichung dieser

Empfehlungen und einer entsprechenden Auslegung die-

ses Papier für ihre eigenen kirchenpolitischen Absichten

zu instrumentalisieren. Der Präsident der SBK sah sich

gezwungen, umgehend eine «Klarstellung» zu veröffent-

liehen (siehe im Amtlichen Teil), um die Empfehlungen

richtig zu situieren, sich für die «unglückliche» Kommu-

nikation zu entschuldigen und weiteren Irritationen vor-
zubeugen. Auffallend ist, dass in diesem Prozess, der die

staatskirchenrechtlichen Gremien in der Schweiz direkt

betrifft, offenbar diese nie offiziell begrüsst worden sind,

obwohl das Papier ja Abmachungen fordert, die die be-

reits bestehende Zusammenarbeit zwischen den Bischö-

fen und diesen Gremien in partnerschaftlichen Überein-

kommen genauer festlegen sollen.

Nun aber zum Inhalt dieses Dokuments, des-

sen Titel bewusst unbestimmt gehalten ist und das sich

als Veröffentlichung einer Fachkommission sowieso

auf niedrigerer Stufe bewegt. Es soll, wie Bischof Mar-

kus Büchel betont, nicht mehr sein als eine Diskus-

sionsgrundlage, also keine kirchliche Vorschrift (die im

Übrigen von den Bischöfen in diesen res m/xtoe auch

nicht erlassen werden könnte). Diese Diskussion wird
sich nach zwei Seiten hin entfalten müssen; denn seit

der Tagung 2008 in Lugano beschäftigt sich auch eine

römisch-schweizerische Kommission mit diesen Fragen.

Mit der Zustimmung der SBK zum «Vademecum» sagen

alle Schweizer Bischöfe Ja zu den staatskirchenrechtli-

chen Organisationen und halten fest, dass Kirchensteu-

ergelder kein Kirchenvermögen sind, was impliziert,
dass die Bischöfe nicht darüber zu bestimmen haben,

auch wenn diese Gelder im Sinne der Kirche verwendet

werden müssen. Zweitens sind die Bischöfe für einen

pragmatischen Lösungsansatz (siehe Titel 1.3.) in ihrem

Verhältnis zu den staatskirchenrechtlichen Gremien,

die, wie die Bischöfe zurecht feststellen, einen auxilia-

ren Auftrag zu Gunsten der Kirche haben. Richtig ist

auch der Wunsch nach Verlässlichkeit. Das gilt aber

auch reziprok, auch die Bischöfe selbst müssen diese

Forderung einlösen. Durchaus richtig sind auch die Aus-

führungen zur Terminologie, wobei zu berücksichtigen

ist, dass viele Begriffe, die im kirchlichen etwas ande-

res bedeuten als im staatskirchenrechtlichen oder po-
litischen Bereich, bereits lange gebraucht werden und

oftmals gesetzlich vorgeschrieben sind. Etwas abstrakt

ist der Streit um Pfarrwahl und Wiederwahl: Erstens

ist heute eine Auswahl nicht mehr möglich, zweitens

ist der Bischof, von dem die Ernennung kommen muss,

daran notwendig mitbeteiligt, und drittens ist die wich-

tige Frage um die «Missio canonica» etwa im Kanton

Zürich schon vorbildlich geregelt, sodass die Kirche die

notwendigen Freiheiten im personellen Bereich «trotz»
Pfarrwahl oder Wiederwahl meistens schon hat, aber

diese nicht immer formell korrekt anwendet.

Nun kann das folgen, was eigentlich ziemlich am

Anfang hätte stehen müssen und den Sturm im Was-

serglas vermieden hätte: das Gespräch zwischen den

Bischöfen und den staatskirchenrechtlichen Organen -
hoffentlich ohne Sperrfeuer von Einzelnen aus der nun

aufgehobenen bischöflichen Kommission. Urban Fink
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RUHIG UND UNGESTÖRT LEBEN

25. Sonntag im Jahreskreis: 1 Tim 2,1-8 (Am 8,4-7; Lk 16,1-13 oder 16,10-13)

Der Verfasser von I Tim fordert zu
Gebeten verschiedener Nuancen auf,
auch (oder im Speziellen?) «für Köni-

ge und alle, die in höheren Stellungen
sind» (I Tim 2,2). Im Vorfeld bekennt er,
dass er sich als erster der Sünder betrach-

tet, die Erbarmen gefunden haben (I Tim
1,15f.), und ermahnt Timotheus zu beden-
ken, dass schon manche, welche die Stirn-

me ihres Gewissens missachtet haben, im
Glauben Schiffbruch erlitten (I Tim 1,19).

Paulus, der dem Verfasser als Pseudonym
dient, hat selbst einigen Schaden angerich-
tet durch seinen Eifer und fand nicht durch
ihn, sondern durch die verzeihende Gnade
Gottes einen neuen Weg, dessen Men-
schenfreundlichkeit glaubwürdig zu ver-
künden. Dabei erhielt er besonders bei den
«Völkern» die notwendige Unterstützung.

1 Tim 2,1-8 im jüdischen Kontext
Die in den Pastoralbriefen (fiktiv) ange-
schriebenen Gemeinden sind in gewissem
Sinn aus dem Diasporajudentum abgesplit-
terte und mit gottesfürchtigen «Heiden»
angereicherte Glaubensgemeinschaften.
Sie brauchen für ihr Glaubensleben einen

neuen Orientierungsrahmen, neue Richtli-
nien für das konkrete Leben aus dem Glau-
ben, da sie mit dem Judentum trotz seiner
Vielschichtigkeit nicht mehr kompatibel
sind. Sie geben sich eine neue Struktur.

Die Verweisstellen zur Fürbitte für
Könige und Machthabende, Esr 6,10 und
Bar 1,11 f., stehen zwar in keinem vergleich-
baren Kontext. Dennoch lassen sich in

gewisser Weise Parallelen aufzeigen. Der
zerstörte Tempel in Jerusalem, Zentrum
des Glaubens an den einen Gott, soll wie-
der aufgebaut werden durch die geretteten
Zerstreuten und mit Hilfe des (heidnischen)
persischen Königs. In Bar wird ausführlich

dargelegt, wie das Volk Israel durch Glau-
bensabfall die Zerstreuung gewissermassen
selbst verschuldet hatte. Dadurch wird zu-
gleich das grossmütige Erbarmen Gottes
herausgestrichen (Bar 2,27; zu I Tim 1, 15f.:

«...um die Sünder zu retten. Von ihnen
bin ich der Erste. Aber ich habe Erbarmen

gefunden [...] zum Vorbild für alle, die in

Zukunft an ihn glauben»). So wird auch die
Rückkehr der Zerstreuten nach Israel als

einerseits durch Gott erwirkt geschildert:
«Darum erweckte der Herr den Geist
des Königs Kyrus von Persien, und Ky-

rus liess in seinem ganzen Reich mündlich
und schriftlich den Befehl verkünden: ^So

spricht der König Kyrus von Persien: Der
Herr, der Gott des Himmels, hat mir
aufgetragen, ihm in Jerusalem in Juda ein
Haus zu bauen. Jjeder unter euch, der zu
seinem Volk gehört - sein Gott sei mit ihm

-, der soll nach Jerusalem in Juda hinaufzie-
hen und das Haus des Herrn, des Gottes
Israels, aufbauen; denn er ist der Gott, der
in Jerusalem wohnt» (Esr 1,1-3).

Andererseits sind die zurückkehren-
den Juden auf die Hilfe der «Völker» ange-
wiesen. Die Unterstützung durch den persi-
sehen König beim Wiederaufbau des Tem-

pels (und damit im Prinzip Israels) wird nach

einem Unterbruch durch Darius bestätigt,
fortgesetzt und ergänzt: «So mögen sie [die
Altesten der Juden] dem Gott des Himmels

wohlgefällige Opfer darbringen und auch

für das Leben des Königs und seiner Söhne

beten» (Esr 6,10). Hier allerdings erbringt
Darius eine Vorleistung, erwirbt sich durch
seine grosszügige Hilfe einen gewissen An-
Spruch auf die gewünschte Fürbitte.

In I Tim 2 hingegen fordert der Ver-
fasser auf zu Bitten, Gebeten, Fürbitten
und Danksagung für alle Menschen (VI)
und für alle Könige und Machthabenden

(V2). - Gehören letztere nicht zu allen

Menschen, und wer bleibt überhaupt als

Adressatin für diese Aufforderung? - Die
Gebete sind hier offenbar nicht aus Dank-
barkeit motiviert, sondern prophylaktisch:
«damit wir ungestört und ruhig leben
können» (V2).

Heute mit 1 Tim im Gespräch
In der Demokratie gibt es keinen König,
und auch die in «höheren Stellungen»
haben wenig direkten Einfluss auf unser
Glaubensleben. Andererseits werden sie

auch kaum Wert auf unsere Gebete und

Fürbitten legen. Fast scheint es, als wür-
den wir bereits zu lange ungestört und ru-
hig leben, so dass es vielen schon schwer
fällt, für die Beibehaltung des arbeitsfrei-
en Sonntags zu argumentieren.

Dabei ist nichts dagegen einzuwen-
den, der Fun-Gesellschaft und industria-
lisierten Freizeit eine gewisse Ruhe und

Beschaulichkeit gegenüberzustellen. Para-

doxerweise bringen oft Besinnlichkeit ei-
nerseits und von Glauben (welcher Rieh-

tung auch immer) motivierte Handlungen
andererseits den individualisierten Gleich-
ström ins Stocken, stören die Gleichgül-
tigkeit. Darum müsste es eigentlich auch

gehen, darum bewusst zu machen, dass

nicht alles gleich gültig ist. Der Verfasser
des I.Timotheusbriefes, wie auch Paulus

selbst, scheuen sich nicht, dafür das ge-
wichtige Wort Wahrheit zu verwenden.
Sie sind überzeugt, dass Gott will, dass

alle Menschen zur Erkenntnis der Wahr-
heit kommen und dass er uns dafür oder
dadurch oder parallel dazu retten will. Die

Aufgabe der Menschen dabei ist offensicht-
lieh nicht, die Wahrheit festzulegen, zu de-
finieren und zu deklarieren, auch nicht, sie

für sich oder die eigene Gruppe zu bean-

spruchen.
Das alles schränkt die Wahrheit un-

zulässig ein, zerstückelt sie und macht sie

letztlich unkenntlich. Die Wahrheit ist bei

Gott, eine [?] Manifestation Gottes, und
daher viel grösser, als der Mensch erfassen
kann. Er soll sie erkennen, nicht sich aneig-

nen, anerkennen, dass er immer nur einen
Teil der Wahrheit auch verstehen kann.
Um noch einmal mit I Tim zu sprechen: Es

ist Gott, der will, dass der Mensch gerettet
wird und die Wahrheit erkennt. Vom Men-
sehen fordert der Verfasser «vor allem
Bitten und Gebete, Fürbitte und Danksa-

gung» (I Tim 2,1).

Die Regelung, die er für die Männer

anfügt und welche die Leseordnung noch
mit einschliesst, kann bedenkenlos auch für
die Frauen übernommen werden: «Ich will,
dass die Männer überall beim Gebet ihre
Hände in Reinheit erheben, frei von Zorn
und Streit» (I Tim 2,8). Diese Aufforderung
ist auch nicht spezifisch christlich und un-
terstreicht die obigen Überlegungen zum
Anspruch auf die Wahrheit im Gegensatz
zur Erkenntnis der Wahrheit. Wer - ob
Mann, ob Frau, ob (Religions)gemeinschaft

- die Wahrheit für sich beansprucht, kann

leicht in Zorn und Streit geraten, denn im-

mer werden da auch andere sein, die den

gleichen Anspruch erheben.
Wer sich damit begnügt, den eige-

nen Glauben, die eigene Weltanschauung
als Weg zur Erkenntnis der Wahrheit zu

gehen/sehen, kann leicht akzeptieren, dass

es auch andere Wege gibt. Statt zu Zorn
und Streit könnte diese Wahrnehmung zu

interessanten Begegnungen, zu Freund-
Schäften führen und einem die Vorfreude
geben, am Ziel wieder mit den Gefährtin-
nen auf den anderen Wegen zusammenzu-
kommen.

Die Wahrheit nicht Zankapfel, son-
dern Sammlung der Völker. Warum nicht?

Katharina Schmocker
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FREIWILLIGES RELIGIÖSES ENGAGEMENT UND
SOZIALKAPITAL - AUS KIRCHLICHER SICHT

Die
Stichworte Freiwilligenarbeit und gesamt-

gesellschaftliche Leistungen der Kirchen
rückten gesellschafts- und kirchenpolitisch

erstmals im Rahmen der kantonal-zürcherischen

Kampagne gegen die Initiative für die Trennung
von Kirche und Staat im Jahr 1995 ins Zentrum der

Aufmerksamkeit. Damals wurde die erste Sozialbi-
lanz erstellt und der Nachweis erbracht, dass der Kir-
chensteuerfranken schon deshalb gut investiert ist,
weil ihm ein Gegenwert in Form von Freiwilligen-
arbeit entspricht, die der ganzen Gesellschaft zugute
kommt.

Diese Argumentation wurde seither oft wie-
derholt. Auch in anderen Kantonen wurden ver-

gleichbare Sozialbilanzen erstellt. Und gemäss dem

neuen Zürcher Kirchengesetz von 2007 unterstützt
der Staat die Kirchen mit «Kostenbeiträgen, wenn sie

eigene Programme zur Erbringung von Tätigkeiten
mit gesamtgesellschaftlicher Bedeutung erstellen»,

«insbesondere in den Bereichen Bildung, Soziales,

Kultur» (§ 19 Abs. 2-3). Derselben Logik folgt die

Gesetzgebung im Zusammenhang mit den Kirchen-
steuern für juristische Personen, indem sie für deren

Verwendung eine «negative Zweckbindung» festlegt:
Diese Gelder dürfen nicht für «kultische Zwecke»

(§ 25 Abs. 2) eingesetzt werden.

Auch im Hinblick auf die in den Kantonen
Zürich, Graubünden, Nidwaiden (und wohl bald

in weiteren Kantonen) anstehenden Abstimmungs-
kämpfe zu Initiativen für die Abschaffung der Kir-
chensteuern für juristische Personen ist absehbar,
dass die Befürworter dieser Steuern und die Kirchen
diese Argumentation erneut aufgreifen und vielleicht
weiterentwickeln werden: Das eigene Handeln der

Kirchen in ihren institutionalisierten Sozial- und

Beratungsdiensten, die Freiwilligenarbeit, die Bereit-

Stellung von Räumlichkeiten und das Eintreten für
gemeinwohlfördernde Werte in Wort und Tat werden
als zivilgesellschaftliches Engagement herausgestellt

- verknüpft mit der Botschaft, dass «die Kirchen ihr
Geld wert sind» und dass auch die Unternehmen di-
rekt und indirekt von den auf diese Weise positiv be-

einflussten Rahmenbedingungen profitieren.
Freiwilliges Engagement und gesamtgesell-

schaftliche Leistungen dienen heute als zentrales

Argument für die staatliche Förderung der Kirchen
durch Schaffung günstiger (steuer-)rechtlicher Rah-

menbedingungen und durch Bereitstellung finanziel-
1er Mittel. Freilich ist darauf hinzuweisen, dass kei-

neswegs «schon immer» so argumentiert wurde. Bei-

spielhaft ist wiederum die Revision der staatskirchen-

rechtlichen Gesetzgebung im Kanton Zürich. Denn

zuvor finanzierte der Kanton insbesondere die Löhne
der reformierten Pfarrer und Pfarrerinnen. Viel zu re-
den gab bei dieser Reform die Verlagerung der Gelder

hin zur römisch-katholischen Kirche aufgrund ihres

gewachsenen Anteils an der Wohnbevölkerung. We-

niger beachtet wurde, dass diese Änderung Ausdruck
eines tiefgreifenden Wandels des staatlichen Interes-

ses an den Kirchen ist.

War früher die Verkündigung des Gotteswor-

tes und das Amt des Pfarrers von öffentlichem Inte-

resse und Auftrag (nämlich auch als Staatsvertreter),

ist es jetzt umgekehrt: Predigt und Seelsorge sind

interne Angelegenheiten der Kirchen, das öffentliche
Interesse gilt dem gesamtgesellschaftlichen Engage-

ment. Das schafft andere Anreize und Spielregeln
für die finanzielle Unterstützung der Kirchen durch
den Staat. Es wäre interessant, diesen Wandel in der

Begründung der staatlichen Förderung der Kirchen
historisch und sozialwissenschaftlich zu untersuchen:

War es die öffentliche Meinung, war es die Politik,
war es die gewandelte kirchliche Praxis und ein ver-
ändertes Selbstverständnis der Kirchen oder waren es

eher abstimmungstaktische Gründe, die ihn herbei-

führten? Jedenfalls kann man konstatieren: Die neue

Argumentation wurde inner- und ausserkirchlich als

plausibel akzeptiert.

Von der «heiligen Pflicht»
zum freiwilligen Engagement
Gewandelt hat sich aber nicht nur die Begründung
staatlicher Kirchenförderung und die dem gesamt-
gesellschaftlichen Engagement der Kirchen zuge-
messene Bedeutung — gewandelt hat sich auch die

Terminologie und das Verständnis dessen, was heute

«kirchliche Freiwilligenarbeit», «zivilgesellschaftli-
ches» oder «bürgergesellschaftliches Engagement»
der Kirchen genannt wird. Dazu einige Hinweise:

ff/r«
In der hebräischen Bibel, also im Alten Testament,
sind unzählige allgemeine, aber auch sehr konkre-
te Normen, die heute in den Bereich der formellen
oder informellen Freiwilligenarbeit fallen, «Tora»,

was traditionellerweise mit «Gesetz» oder «Gebot»

übersetzt wurde. Das gilt für die Pflichten zur Nach-
barschaftshilfe, z. B. wenn der Esel entlaufen ist, wie
für materielle Solidarität, für die Einschärfung von
Gerechtigkeit und für Verbote, physische oder ande-

re Überlegenheit zum eigenen Vorteil auszunutzen.

«Freiwillig» im Sinne von «dem eigenen Ermessen

überlassen» ist all das nicht, sondern es ist Gebot und
Wille Gottes und somit für jene, die auf den Gott

FREIWILLIGEN
ARBEIT

Dr. Daniel Kosch ist seit
2001 Generalsekretär der
Römisch-katholischen Zen-
tralkonferenz der Schweiz.
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Israels vertrauen, «heilige Pflicht». Dieser Beobach-

tung ist beizufügen, dass die traditionelle Interpre-
tation der «Tora» und der jüdischen Ethik als Ge-

bots- und Gesetzesmoral unter der Herrschaft eines

belohnenden oder bestrafenden Gottes in der exegeti-
sehen Forschung der letzten Jahrzehnte durch ein an-
deres Verständnis abgelöst wurde: «Tora» ist «Lebens-

Weisung».
Ihre primäre Motivation sind die Erfahrung

des befreienden Gottes, der sein Volk aus der Skia-

verei ins gelobte Land geführt hat, und die Weisheit-

liehe Erkenntnis, dass Gott ein «Freund des Lebens

ist». Was wir heute «Freiwilligenarbeit» nennen, ist

«heilige Pflicht», aber nicht aus Angst vor Strafe,
sondern im Dienst des befreienden Gottes, der den

«Shalom» will, einen universalen Frieden, der Leib
und Seele, Individuum und Gemeinschaft, die Men-
schenwelt und den gesamten Kosmos umfasst.

TVewer 7Nfez»2«2Z-

Das Neue Testament greift in diesen Fragen sehr auf
die ersttestamentliche Tradition zurück. Ins Zent-

rum tritt allerdings ein Wort, das weder in der Bibel
Israels noch in der damaligen hellenistischen Umwelt

so zentral war wie in den Schriften der werdenden

Kirche: die Liebe (zzgapf). Leider verknüpfen wir die-

sen Begriff allzu leicht mit der abgegriffenen Formu-

lierung der «tätigen Nächstenliebe» oder mit dem

«Liebesgebot».

Gerade im Hinblick auf die Diskussion um
Freiwilligenarbeit und Sozialkapital lohnt es sich, der

Vielfalt des neutestamentlichen Sprachspiels nachzu-

gehen. So variieren die Akzente bezüglich des «Adres-

säten» bzw. «Empfängers» dieser Liebe zwischen

«Feindesliebe» (Jesus), «Nächstenliebe» (synoptische

Evangelien) und «Freundes-» bzw. «Bruder- bzw.

Geschwisterliebe» (Johannes): Wo handelt es sich

um ein «Binnenphänomen», wo um eine Öffnung,
ja Sprengung des Horizonts der Aufmerksamkeit bis

hin zum Fernsten und zum Feind, wo schlägt Liebe

gar in Abgrenzung um, wird als Rückzugsphänomen
gegenüber der als feindlich empfundenen Welt nur
noch im engsten Kreis praktiziert?

Im Hinblick auf den im Zusammenhang
mit dem «Sozialkapital» stark betonten Aspekt des

«Vertrauens» ist neutestamentlich gesehen auch die

Verknüpfung von «Nächstenliebe» mit «Gottes-

liebe» von Interesse. Denn zur Sprache kommt nicht

nur die «Liebe zu Gott», sondern ebenso, dass die

Liebe zu den Menschen und zur Welt aus Gott
kommt und darin verwurzelt ist, dass der Liebende

zuerst der von Gott Geliebte ist, der sich aus dem

absoluten Vertrauen in diese universale Liebe heraus

für andere einsetzen kann. In diesem Zusammen-

hang ebenfalls zu reflektieren wäre die berühmte

paulinische Trias von (vertrauendem) Glauben, (zu-

versichtlicher) Hoffnung und (solidarischer) Liebe.

AzWt/zV/ze Thzz/zftozz

In der kirchlichen Tradition lebt dieses biblische
Erbe weiter - wobei je nach Zeit und Kontext un-
terschiedliche Teile dieses Erbes «aktiviert» oder

«fokussiert» werden. Leitbegriffe wie «christliche

Bürgerpflicht» oder «Weltdienst des Christen» oder

auch «Apostolat der Laien» deuten darauf hin, dass

nicht die «Freiwilligkeit», die Entscheidung des Ein-
zelnen für diese oder jene Aktivität im Dienst des

Gemeinwohls im Vordergrund steht. Vielmehr geht
es darum, den Willen Gottes und den Auftrag der

Kirche in der Gesellschaft treu und pflichtbewusst
zu erfüllen. Etwas zugespitzt formuliert: Ist der oder
die heutige kirchliche Freiwillige der Meinung, mit
«freiwilligem Engagement» mehr zu tun, «als man
eigentlich müsste», fragten sich Katholikinnen bei

ihrer Beichtvorbereitung und Protestanten im Rah-

men ihrer Gewissenserforschung, wo sie hinter dem

Anspruch des Glaubens und der Kirche zurückblei-
ben, also weniger tun, «als man eigentlich müsste».

Vhc/z z/ftzz ^zzz«Vezz Vzzr/'^zzzzzzzw (L962—75*65)

Im christlichen «Dialekt» der Jahre nach dem Zweiten
Vatikanischen Konzil und nach 1968 traten «Pflicht
und Schuldigkeit», aber auch «Gottes- und Nächs-
tenliebe» in den Hintergrund. Dafür traten Begriffe
wie «Engagement», «Solidarität» oder «Reich-Gottes-

Arbeit», aber auch «Option für die Armen» und «Lei-

densempfindlichkeit» oder die «Einheit von Mystik
und Politik» in den Vordergrund. Damit verbunden

war nicht zuletzt die Kritik an den herrschenden Ver-

hältnissen und an einer bürgerlichen Religion, die all-

zu selbstverständlich mitträgt, ja legitimiert, was in
der Wirtschaft und in der Politik gang und gäbe ist:
die Bevorzugung des Kapitals vor der Arbeit, die Er-

haltung ungerechter Strukturen, die Benachteiligung
der kleinen Leute. Entsprechend verstanden sich viele

Gruppierungen, die sich z.B. für die Dritte Welt enga-
gierten, als Vertreter eines Christentums, das «Sand,

nicht Öl im Getriebe» der Gesellschaft und der kirch-
liehen Institution sein will. Der Gedanke, mit derar-

tigern freiwilligem Engagement Staatsbeiträge oder

gar die Kirchensteuern der kapitalistischen Unterneh-

mungen zu rechtfertigen, lag fern. Eher schon träumte

man von einer armen und solidarischen Kirche und

von Basisgemeinden — hierzulande allerdings oft in
einer merkwürdigen Verknüpfung mit einem bürger-
liehen Lebensstil. Wiederum zugespitzt formuliert:
Kirchlich favorisierte man Leonardo Boff und Doro-
thee Solle, aber politisch las man die NZZ und freute

sich durchaus an steigenden Löhnen für die damals

aufkommenden Laientheologen in der katholischen
Kirche. Dass diese nur bezahlbar sind, solange die

Wirtschaft prosperiert und der Staat die gesellschaft-
liehe Relevanz der Kirchen anerkennt und finanziell

abgilt, ist eine Erkenntnis, die sich erst in den Jahren

vor der Jahrtausendwende Bahn brach.
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FREIWILLIGES RELIGIÖSES ENGAGEMENT UND S OZIA L K A PI TA L -
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Lernen von der Erforschung und
theoretischen Reflexion von Frei-
willigenarbeit und Sozialkapital

ArA/Wf zzW iT<?z'zw'//zg£«T zz/f zfwZrzz/f VbrzZwweZzzzw-

ge« z/er Zzz^zzzz/Zjyä'/zzg-^fzV z/er ATzre/ze«

Schon diese wenigen Hinweise belegen, dass es für
die kirchliche wie die sozialwissenschaftliche und

sozialgeschichtliche Erforschung und theoretische

Reflexion von Freiwilligenarbeit und Sozialkapital

spannend ist, ihre Vorgeschichte und den begriffli-
chen Wandel innerhalb der christlichen Tradition zu
kennen und sich bewusst zu sein, dass die heutige

Terminologie erst jüngeren Datums ist und ebenfalls

bestimmte normative Hintergrundtheorien mit-

transportiert. Ebenso wichtig ist, dass die Kirchen
ihrerseits von der Erforschung und Theorie der Frei-

willigenarbeit und des Sozialkapitals lernen. In un-
serer individualistischen, pluralistischen und je nach

Vorliebe spätmodernen, nachchristentümlichen oder

postsäkularen Gesellschaft stehen die Kirchen in der

Schweiz vor der grossen Herausforderung, sich selbst

neu zu definieren: Nicht mehr als Gemeinschaften,

in die (wie bis in die 70er-Jahre) über 95 Prozent der

Bevölkerung hineingeboren wurden und denen man

- mehr oder weniger aktiv — von der Wiege bis zur
Bahre angehörte, sondern als Organisationen, denen

nur noch ein Teil der Bevölkerung angehört, aus de-

ren Angebot auch die Mitglieder frei wählen, deren

Steuerpflicht man sich durch Austritt jederzeit ent-
ziehen kann und deren Glaubensinhalte und ethi-
sehe Werte unter den Zustimmungsvorbehalt ihrer

Mitglieder gefallen sind.

«Freiheit» und «Freiwilligkeit» mitgliedschaft-
licher Bindungen werden in diesem Kontext zu zen-

tralen Voraussetzungen und Bedingungen der Zu-

kunftsfähigkeit. Mit dem Rückzug auf Pflicht und

Zwang, auferlegte Gebote und Absolutheitsansprü-
che blieben die Kirchen letztlich chancenlos. Nicht

nur der/die distanzierte Kirchen-Christ/in, sondern

sogar der Fundamentalist weiss, dass er seinen Fun-
damentalismus gewählt hat und gehen kann, wenn es

ihm nicht mehr passt, weshalb die Kirche auch ihm
gegenüber unter Zustimmungsvorbehalt steht und

seine Bedürfnisse nicht «ungestraft» ignorieren kann.
Aus diesen Gründen ist es sehr wichtig, dass die

Kirchen sich zur Freiwilligenarbeit und zum freiwilli-

gen Engagement bekennen, dass sie sich dafür interes-

sieren, welche Faktoren Freiwilligkeit und die Bildung
von Sozialkapital begünstigen bzw. behindern, dass

sie sich mit Fragen des Verhältnisses von Freiwilligkeit
und Professionalität, mit der Anerkennung von Frei-

willigenarbeit und auch mit dem Thema der Moneta-

risierung von Freiwilligenarbeit befassen.

Diese Themen sind nicht zuletzt im Hinblick
auf die bevorstehenden politischen Diskussionen

sorgfältig und durchaus selbstkritisch aufzuarbei-

ten. Denn das Steueraufkommen und die Beiträge
der öffentlichen Hand von insgesamt 950 Millionen
Franken jährlich, was über 300 Franken pro Kirchen-

mitglied entspricht, machen aus der römisch-katholi-
sehen Kirche zwar keine «Profit-Organisation», aber

doch eine wirtschaftlich starke Institution, die nicht

so tun kann, als lebe sie allein von Glaube, Hoffnung,
Liebe und Freiwilligkeit.

/toorzz/e OTZZWOT «W z/er Ägwwrft'-

gzzwg zw? Arezzw'/Zzg^ezV A/Tw we/zzwe«

Wichtiger als dieses kirchenpolitische Argument ist

etwas anderes: In der römisch-katholischen wie in
der evangelisch-reformierten Kirche laufen derzeit

Restrukturierungsprozesse ab - sei es aus Priester-

(und allenfalls Pfarrer/innen-)Mangel, aus Mitglie-
der- oder aus Geldmangel oder im Hinblick auf eine

milieusensible Seelsorge. Ebenfalls noch im Gange
ist die Professionalisierung und Ausdifferenzierung
kirchlicher Berufe und Tätigkeitsfelder.

Bei diesen Entwicklungen sind vor allem in-

terne und externe «Professionelle» oder Behörden-

mitglieder federführend. Das Risiko besteht, dass

dies zu Konzepten und Entscheidungen führt, die

stark von den professionellen und von den finanzi-
eilen Ressourcen und von der sachzielorientierten

Logik des Non-Profit-Managements geprägt sind,

aber den Lebenswirklichkeiten und den Interessen

der Freiwilligen zu wenig Rechnung tragen. Dieser

Mangel lässt sich durch die Beauftragung von Pro-

fessionellen und Behördenmitgliedern mit dem Res-

sort Freiwilligen-Förderung nur teilweise beheben.

So wie früher Christsein und Kirchenzuge-

hörigkeit samt den damit verbundenen Werten und
Pflichten genealogisch und familial weitergegeben

wurden, sollte in einer Kirche der Freiheit und der

Freiwilligkeit die freie Mitverantwortung der Chris-
tinnen und Christen für das Wohl der Gesellschaft

und der eigenen Gemeinschaft von Freiwilligen an

Freiwillige weitergegeben werden. Die Frage lautet
also nicht nur: Wie können in der Kirche professio-
nell die notwendigen Voraussetzungen für freiwilli-

ges Engagement geschaffen werden? Sie lautet viel-
mehr: Wie gestalten wir Freiwilligenarbeit, die ih-
rerseits auch über Generations- und andere Grenzen

hinweg Freiwilligenarbeit inspiriert und generiert?
Als Katholik und Befürworter unserer Staats-

kirchenrechtlichen Strukturen habe ich in diesem

Zusammenhang mit Interesse zur Kenntnis ge-

nommen, dass sich empirisch nachweisen lässt, dass

direktdemokratische Strukturen und dezentrale

Organisation für das freiwillige Engagement för-
derlich sind. Das spricht nicht nur gegen aktuelle
Tendenzen zur Re-Klerikalisierung der Kirche und

zur Entmündigung der Laien, sondern macht auch

nachdenklich im Blick auf Tendenzen grossräumi-

gerer, zentralistischerer Strukturen, die für direkt-
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FREIWILLIGEN-
ARBEIT

' Der Begriff stammt vom
«Observatorium der

sozialen Verschuldung
Argentiniens», das an der

katholischen Universität der
bis vor kurzem von Kardinal

Jorge Mario Bergoglio
geleiteten Diözese Buenos

Aires mit wissenschaftlichen
Methoden Indikatoren für

die soziale Verschuldung des

Landes erhebt. ««Soziale

Verschuldung) meint dabei

jene Versäumnisse, die die

menschliche Entwicklung
und den gesellschaft-
liehen Zusammenhalt

behindern. Dazu gehören
fehlende Investitionen in

Schul- und Hochschulbil-
dung, Wohnungsbau oder
Sicherheit. Sie bilden eine

Form von Verschuldung, die
die Zukunft eines Landes

gefährden. Das Konzept
der sozialen Verschuldung

kontrastiert zum Begriff
der Staatsverschuldung, der

die Last der Kredite bei

nationalen und internationa-
len Gläubigern in den Blick

nimmt» (Herder-Korrespon-
denz 67 [2013], Heft 5, 232).

demokratische Mitwirkung und partizipative pasto-
rale Prozesse wohl eher höhere Hürden schaffen.

Biblisch-theologische Einwürfe
Obwohl es zum Lernprozess und zu den Lernchancen

der Kirche(n) bei den Fachleuten und bei den Erfah-

rungen anderer mit Freiwilligenarbeit und Aufbau

von Sozialkapital noch vieles zu sagen gäbe, möch-

te ich mit einigen biblisch-theologischen Einwürfen
schliessen, die kirchlichen und vielleicht sogar von
nichtkirchlichen Anwältinnen und Fachleuten für
das freiwillige Engagement als Denkanstösse dienen

könnten.

AffÄr M/F «wz/F/M/Z/ZTW

Mc/)Fregz>rM«g.f0rgM«w«Fzo«»

Angesprochen hat mich in diesem Zusammenhang
eine Formulierung von Papst Franziskus in einer

seiner ersten Predigten: Eine Kirche, die aus dem

Glauben an das Evangelium lebt, ist mehr als eine

«mitfühlende Nichtregierungsorganisation».

U««ge««MFzz<WzF, M« fc/Wr ./VoF MW
z'««ere 7*r«7;«F m/s zewLrM/f QzWzWe«

Die meisten von uns kennen wohl noch den Text

aus der Bergpredigt (Mt 6,1-4), wo Jesus vom frei-

willigen Engagement in Form des Teilens, biblisch
des Almosen-Gebens spricht. Dabei komme, so sagt

er, alles darauf an, dass die linke Hand nicht wisse,

was die rechte tut. Und wer dafür Lob und gesamt-

gesellschaftliche Anerkennung sucht, «habe seinen

Lohn bereits erhalten». Wer beim freiwilligen Enga-

gement auf Sozialbilanzen und Sozialkapital schielt

und dabei primär an den Tätigkeitsbericht zuhanden

der staatlichen Behörden für die erbrachten gesamt-
gesellschaftlichen Leistungen denkt, raubt diesem

Engagement zentrale Qualitäten: Echte Uneigennüt-
zigkeit, Ausrichtung an echter Not und Bedürftigkeit
des Mitmenschen, Spontaneität und innere Freiheit.

In paulinisch-reformatorischer Terminologie gesagt,
verkommt solche Freiwilligenarbeit zur «Werkgerech-

tigkeit».

A7c7?F />««zer z'rF Wf TW WJ WzcArfgrFf

Für alle Verfechter eines gelebten, praktischen Chris-

tentums, aber auch für die burnout-gefährdeten

Freiwilligkeits-Profis in den Kirchen gehört fer-

ner das zehnte Kapitel des Lukas-Evangeliums zur
Pflichtlektüre. Das Evangelium erzählt zunächst die

Geschichte von dem, der unter die Räuber gefallen

ist, von den Religionsvertretern, die ihm keine Be-

achtung schenken, und vom barmherzigen Samari-

tan, also vom Nicht-Rechtgläubigen, der das Gebot
der Liebe erfüllt. Aber es schliesst unmittelbar da-

ran die Begegnung Jesu mit Maria und Marta an,

in der gesagt wird: Das eine Notwendige tut nicht
die freiwillig-gastfreundliche Marta, sondern Maria,

die sich hinsetzt und hört. Nicht immer ist das En-

gagement das Wichtigste, und eine Kirche, die dem

Hören auf das Wort und damit ihren spirituellen
Ressourcen nicht mehr die nötige Aufmerksamkeit
schenkt, verliert ihre Mitte und ihre Tiefe.

W/%e«MzWz'F £o«z»zF z/orF zm z'Wf« Zz<7, ZMO rz>

«W «tf«« «zog/zVA Wf^MttFg- «ZMF/FF

Der Blick auf Jesus, der Blinden das Augenlicht
schenkt, der die verkrümmte Frau aufrichtet und
dem Lahmen dazu verhilft, seine Bahre in die Hand

zu nehmen und wieder selber zu gehen, kann daran

erinnern, dass es ihm nicht darum ging, wohltätige
Vereinigungen von Bahrenträgerinnen und -trägem
zu gründen, welche freiwillig für die Gelähmten sor-

gen, sondern diese zu ermutigen, zu ermächtigen und

zu befähigen, ihren Weg zu gehen und ihrerseits Bo-

tinnen und Werkzeuge des Gottesreiches zu werden.

Freiwilligenarbeit kommt dort zu ihrem Ziel, wo sie

sich — wenn möglich — selbst überflüssig macht.

TrfZMFz7/i^fr £wgagf«zf«F MM/W« S/wre« /«« AMF «'«?

^"«f//FfÄFz/ö^riFhf/;f 7Lo«z/>o«f«Ff

Zu Jesu in der Freiheit Gottes verwurzeltem Engage-

ment, an dem kirchliche Freiwilligenarbeit Mass zu
nehmen hat, gehörte nicht nur das Lindern von Not
und das Teilen von Brot, sondern auch das Benennen

von Armut und Geldgier, von Demut und Machtstre-
ben, von Tränen, Gewalt und strukturellem Unrecht,
das Menschen arm und hungrig macht, Kinder wei-

nen lässt und viele Menschen das Schicksal von exis-

tenzieller Bedrohung und physischer wie psychischer

Gefährdung erleiden lässt. Freiwilliges Engagement
auf Jesu Spuren, die schliesslich am Kreuz zu enden

schienen, aber wahrhaftig zur Auferstehung führten,
kann sich nicht auf anerkennenswerte gesamtge-
sellschaftliche Leistungen beschränken. Es hat not-

wendigerweise eine gesellschaftskritische und damit

politische Komponente, die Anstoss erregen und bei

den Reichen und Einflussreichen die Frage aufwerfen

muss, ob es denn «würdig und recht» sei, dies Staat-

lieh und mit Geldern der Wirtschaft zu fördern. Eine

Politik und sogar eine Wirtschaft, die sich bewusst

ist, dass jede auch noch so gute Gesellschaft auf eine

manchmal unbequeme ethische Instanz angewiesen

ist, wird diese Frage mit Ja beantworten.
Aber eine Kirche, die sich bewusst ist, dass ihr

Gründer am Kreuz hingerichtet wurde, wird nicht

nur damit leben müssen, sondern überzeugt damit
leben wollen, dass manche ihrem gesamtgesellschaft-
lieh wie gesellschaftskritischen freiwilligen Engage-

ment ein Nein entgegensetzen. Kirchen, die den Spu-

ren Jesu folgen, müssen ihr Sozialkapital nicht nur
investieren, sondern auch bereit sein, es zu riskieren,

indem sie «soziale Verschuldung»' in Staat, Gesell-

schaff und Wirtschaft benennen und anwaltschaft-

lieh für deren Opfer eintreten. Daniel Kosch
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Zitterpartie für die Landeskirchen
Drei Kantone stimmen über die Kirchensteuer für juristische Personen ab

Lo« ßarhora Lzzdwzg

Editorial
Achtung Querschläger. - 2014 wird
ein heisses Jahr für die Zürcher, Bund-
ner und Nidwaldner Landeskirchen. In
den drei Kantonen müssen die Bürger
darüber abstimmen, ob Unternehmen
weiterhin Kirchensteuer bezahlen müs-

sen oder nicht.

Für einige der betroffenen Landes-
kirchen geht es - tatsächlich - um die
berühmte Wurst: Sie finanzieren sich

zu 90 Prozent aus dieser Steuer (siehe
nebenstehenden Beitrag).

Über das Ergebnis des Urnenganges
lässt sich derzeit nur spekulieren. Es

wird jedoch aufzeigen, wie gross der
Rückhalt der Kirchen in der Bevölke-

rang noch ist. Der Trend zur Säkulari-
sierung einerseits und die Zunahme

religiöser Vielfalt andererseits dürften
eher den Befürwortern der Initiative
zuarbeiten. Möglich wäre allerdings
auch, dass die Menschen mehrheitlich
finden, die Kirchen leisteten Gutes für
die ganze Gesellschaft und die Wirt-
schaft solle gefalligst auch ihren Obo-
lus entrichten.

Wichtig wäre vorerst, dass die Kir-
chen im Vorfeld der Abstimmungen
geeint auftreten. Die betroffenen Lan-
deskirchen haben diesbezüglich bereits
Schritte unternommen, indem sie etwa
eine gemeinsame Kampagne ankündig-
ten.

Problematisch ist, dass es auf katho-
lischer Seite Querschläger gibt, die ihr
eigenes Süppchen kochen und bei den

Medien immer wieder eine Plattform
bekommen. Seit dem Wirbel um das

"Vademecum" (siehe Kipa-Woche Nr.
35) fragt man sich: Wie kommt es, dass

ein einzelnes Bistum, nämlich das Bis-
tum Chur, kommunikationspolitisch
immer wieder eigene Wege gehen
kann? Wird es auch den kommenden
Abstimmungskampf für seine Propa-
ganda gegen die staatskirchenrechtli-
chen Körperschaften nutzen?

Zur Information: Auch die Presse-

agentur Kipa finanziert ihre journalisti-
sehe und redaktionelle Tätigkeit teil-
weise mit Steuermitteln.

Barbara Ludwig

Zürich. - In 20 von 26 Kantonen der
Schweiz zahlen Unternehmen Kir-
chensteuern. Die Steuer hat bereits
viele Abschaffungsversuche überlebt.
Doch nun bläst ihr ein immer härte-
rer Wind entgegen: In drei Kantonen
haben seit 2011 Jungpolitiker der
FDP Initiativen gegen ein angebliches
"Relikt aus dem Mittelalter" lanciert.
Die Landeskirchen wehren die An-
griffe wacker ab. Auf dem Spiel ste-
hen kirchliche Dienstleistungen in den
Bereichen Bildung, Soziales und Kul-
tur.

Bereits 2014 gilt es ernst für die Lan-
deskirchen in den Kantonen Zürich,
Graubünden und Nidwaiden. Dann kom-
men dort die Initiativen zur Abschaffung
der Kirchensteuerpflicht für juristische
Personen vor das Stimmvolk. Ziel der
Begehren ist eine Entlastung der Wirt-
schaft. Die Initianten machen unter an-
derem eine Missachtung der Glaubens-
freiheit geltend, weil Unternehmen we-
der religiösen Zwecken nachgehen, noch

D/e Ä7rc/ze/z.sZez/er ^z/r t/zz/errze/zwe« wz/ss

t/r«e 5/e//ezz.

innerhalb einer Kirchgemeinde ein
Stimmrecht ausüben können. Die Jung-
Parteien lehnen die Kirchensteuerpflicht
juristischer Personen zudem ab, weil sie

zu "Wettbewerbsverzerrungen" zwi-
sehen im Kanton ansässigen Firmen und
solchen im Ausland führe.

Wenig bis sehr viel Geld
20 Kantone in der Schweiz kennen

eine Kirchensteuer für Unternehmen,
diese ist aber sehr unterschiedlich aus-
gestaltet. Auch die Erträge variieren
stark. Im Kanton Nidwaiden nimmt die
römisch-katholische Landeskirche jähr-
lieh rund 1,5 Millionen Franken an Kir-
chensteuern juristischer Personen ein.
Dies entspricht laut Klaus Odermatt,
Präsident des Grossen Kirchenrates,
etwa 90 Prozent der Einnahmen der Lan-
deskirche. Die Kirchen im bevölke-
rungsreichen und wirtschaftlich potenten
Kanton Zürich spielen in einer anderen

Liga. Bei einer Annahme der Initiative
müssten die reformierte und die rö-
misch-katholische Kirche einen Einnah-

menausfall von
100 Millionen
Franken hinneh-
men. 2010 betru-

gen die Einnah-
men aus der Kir-
chensteuer für
Unternehmen bei
der römisch-ka-
tholischen Kirche
53.4 Millionen
Franken und 56,7
Millionen Fran-
ken im Jahr 2012.
Dies macht laut
dem für die Fi-
nanzen zuständi-

gen Synodalrat
Franz Germann
29.5 beziehungs-

«c/zr/em PWzfe efer weise 31,3 Pro-
zent am Total der
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Namen & Notizen
Pietro Parolin. - Papst Franziskus hat
den italienischen Vatikan-Diplomaten
zu seinem
neuen Staats-
sekretär er-
nannt. Der 58-
Jährige, bis-
lang Nuntius
in Venezuela
und zuvor va-
tikanischer Vize-Aussenminister, tritt
zum 15. Oktober die Nachfolge von
Kardinalstaatssekretär Tarcisio Berto-
ne (78) an. Im Amt bestätigt wurden
Innenminister Giovanni Angelu Bec-
ciu, Aussenminister Dominique Mar-
berti sowie deren Vize-Minister Peter
Wells und Antoine Camilleri, ebenso
der deutsche Erzbischof Georg Gäns-
wein als Präfekt des Päpstlichen Hau-
ses. (kipa / Bild: KNA)

Meinrad Gemperli. - Der 77-jährige
katholische Pfarrer aus Wil SG ist bei
einem Ausflug im Zillertal im Tirol in
eine Schlucht gestürzt. Der Geistliche
überlebte und wurde in ein Kranken-
haus überführt, (kipa)

Martin M. Lintner. - Der Brixener
Moraltheologe ist der neue Präsident
der Europäischen Gesellschaft für Ka-
tholische Theologie. Lintner (*1972)
übernahm das Amt am 1. September
von der Wiener Moraltheologin Sigrid
Müller (*1964). Er gehört dem Servi-
tenorden an. (kipa)

Lukas Schmucki. - Der Schweizergar-
dist wird neuer Präsident der Vereini-

gung ehemali-

ger päpstli-
eher Schwei-

zergardisten.
Schmucki,
geboren 1976,

folgt auf Uly-
sse Bieri, der das Amt nach zehn Jah-

ren abgibt, (kipa / Bild: Schweizergar-
disten, zVg)

Fernando Vergez Alzaga. - Der 68-
jährige Vatikanangestellte ist von Papst
Franziskus zum neuen Generalsekretär
des vatikanischen Governatorates er-
nannt worden. Der Spanier folgt auf
den Italiener Giuseppe Sciaccia (58),
der vor einer Woche als Beigeordneter
Sekretär in die Apostolische Signatur
versetzt worden war. (kipa)

Kirchensteuer aus. Oder ein Viertel der
Einnahmen. Im Kanton Graubünden, wo
die Abgabe Kultussteuer heisst, nahmen
die beiden Landeskirchen 2012 nach

Angaben des Kantons 8 Millionen Fran-
ken an Kirchensteuern von juristischen
Personen ein. Der Ertrag wird unter den
Kirchen im Verhältnis zur Zahl ihrer
Mitglieder aufgeteilt. 2012 erhielt die
katholische Kirche demzufolge 54,3 und
die refomierte Kirche 45,7 Prozent der
Einnahmen. Bei der katholischen Lan-
deskirche macht der Ertrag der Kultus-
Steuer über 90 Prozent der Einnahmen
aus.

"Gesamtgesellschaftlicher Nutzen"
Die Landeskirchen geben sich zwar

betont "zuversichtlich", was den Aus-

gang der Abstimmung betrifft. Bisherige
Vorstösse zur Abschaffung der Kirchen-
Steuer für juristische Personen seien

stets chancenlos gewesen, unterstreichen
etwa die Zürcher Kirchen. Dem Zufall
überlassen wollen sie die Sache aber
nicht. Denn es steht zu viel auf dem

Spiel und ungewiss ist, wie lange die
Kirchen in einer immer pluraler werden-
den Gesellschaft noch auf Rückhalt in
der Bevölkerung zählen können.

Wiederholt haben die Zürcher und die
Bündner Kirchen Stellung genommen.
Dabei argumentieren sie mit dem
"gesamtgesellschaftlichen Nutzen" der
Kirchensteuer für Unternehmen. Die
Kirchen seien der gesamten Bevölke-

rung verpflichtet und erbrächten in den
Bereichen Bildung, Soziales und Kultur
Dienstleistungen von "gesamtgesell-
schaftlichem Wert", schrieben die Zür-
eher Kirchen.

Finanzausgleich gefährdet
Im Kanton Graubünden wird zudem

der Unterhalt von kulturhistorisch wert-
vollen kirchlichen Gebäuden mit Ein-
nahmen aus der Kultussteuer finanziert.
Die beiden Landeskirchen entrichten
dazu nach Angaben des Kantons jährli-
che Beiträge von rund 2,2 Millionen
Franken. Dank der Kultussteuer kann
die katholische Landeskirche im Kanton
Graubünden weiter Ausgleichsbeiträge
in der Höhe von etwa 2 Millionen Fran-
ken an arme Kirchgemeinden zahlen.
Bei einer Annahme der Initiative wäre
dieser Finanzausgleich nicht mehr mög-
lieh. Auch im Kanton Nidwaiden fliesst
laut Odermatt Geld von der Landeskir-
che in den Finanzausgleich an die Kirch-
und Kapellgemeinden.

Angst vor Kirchenaustritten
Eine Abschaffung der Kirchensteuer

für juristische Personen hätte gemäss
Claudia Kleis-Kümin massive Steuerer-

höhungen bei den natürlichen Personen

zur Folge, die derzeit keine Kirchensteu-
er an die Landeskirche zahlen - und das

würde zu Kirchenaustritten führen, sagte
die damalige Präsidentin der Verwal-
tungskommission der Katholischen Lan-
deskirche Graubünden vor zwei Jahren.

Auch in der reichen Zürcher Kirche
wären nicht bloss soziale Dienstleistun-

gen von Einsparungen betroffen, son-
dem die Kirchgemeinden wären generell

gezwungen, "überall den Rotstift anzu-
setzen", sagte Aschi Rutz, Sprecher der
Exekutive der katholischen Kirche. AI-
lerdings weisen die Kirchen darauf hin,
dass im Kanton Zürich die Kirchensteuer
für Unternehmen nicht für kultische
Zwecke verwendet werden dürfe.

Wenig Wirkung bei Unternehmen
Während die Kirchen bei einer An-

nähme der Initiative mit bedeutend we-
niger Geld auskommen müssten, machen
sie gleichzeitig geltend, die Wirtschaft
würde durch eine Abschaffung der Kir-
chensteuer für juristische Personen nicht
massgeblich entlastet.

Diese Ansicht teilt auch die Bündner
Regierung. Von rund 12.000 juristischen
Personen im Kanton zahlten rund 48
Prozent keine Kultussteuer und rund 38

Prozent eine Kultussteuer von lediglich
200 bis 400 Franken jährlich. Eine Ab-
Schaffung der Abgabe trage somit sehr

wenig zu einer Verbesserung des Wirt-
schaftsstandortes bei, so die Regierung
in einer Stellungnahme.

Kirchen rüsten sich

Die Zürcher Kirchen wollen im Hin-
blick auf die Abstimmung eine gemein-
same Kampagne führen. Dazu wurde das

Komitee "Nein zur Kirchensteuer-
Initiative" gegründet. Über die Kosten
der Kampagne konnte Rutz auf Anfrage
von Kipa-Woche zum gegenwärtigen
Zeitpunkt keine Angaben machen.

Für die Finanzierung der Kampagne
sei das Komitee verantwortlich. Dieses
könne sich dabei "nicht primär" auf
Steuermittel der öffentlich anerkannten
Kirchen abstützen, sondern werde die
Mittel vor allem über Sponsoring und

Spenden generieren. "Steuergelder der
Kirchen dürfen für die Information ein-

gesetzt werden, nicht aber flächende-
ckend beispielsweise für eine Plakat-
oder Inserate-Kampagne", so Rutz.

Im Kanton Graubünden soll ein über-

parteiliches Komitee im Abstimmungs-
kämpf aktiv werden. Im Kanton Nidwal-
den hat sich nach Angaben von Oder-
matt ein solches Komitee bereits gebil-
det, in dem auch die Kirchen vertreten
sind, (kipa / Bild: Barbara Ludwig)
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Schön und gottgefällig
Erste "islamische Fashion Show" der Schweiz ging über die Bühne

FO/7 /towona lÄo/wnew

Dietikon ZH. - In Kleiderläden wie
H&M, Zara oder Grieder etwas zum
Anziehen zu finden, ist für Muslimin-
nen in der Schweiz schwierig. Selten

entspricht die westliche Mode den
Vorschriften des Korans. Deshalb hat
der Verein "Islamischer Zentralrat
Schweiz" (IZRS) am vergangenen
Sonntag in Dietikon die erste "isla-
mische Fashion Show" der Schweiz
organisiert.

Haupt, Oberkörper und Arme sollen
bei einer Frau bedeckt sein - das leiten
viele Muslime aus dem Koran ab. Dass

es aber durchaus schwierig ist, passende
Kleidungsstücke zu finden, zeigt die
aktuelle Mode. Der IZRS hat sich des

Problems angenommen und nach Dieti-
kon zur ersten islamischen Fashion
Show geladen. Etwa 600 Personen folg-
ten der Einladung, schätzen die Veran-
stalter. Die am Strassenrand rund um die
Reppisch Hallen parkierten Autos zeu-

gen von der Herkunft der Frauen. Man
kommt aus Zürich, Zug, Basel und aus
dem Welschland. Und man kennt sich:
Immer wieder fällt man sich in die Ar-
me, begrüsst sich - "Salem aleikum" -,
das einzige, was diese Begegnungen von
einem Kaffeetreffen unterscheidet, ist
der Laufsteg, der den Saal unterteilt.
Dort führen Models den ganzen Tag
durch die neusten Trends für Muslimin-
nen vor.

Frauen unter sich

Einlass wird nur Frauen gewährt,
selbst beim angereisten Fernsehreporter
wird keine Ausnahme gemacht. Ein
Grossteil der anwesenden Musliminnen
trägt einen Hijab, bestehend aus einem

Kopftuch und einer bodenlangen Robe.
Die jüngeren Musliminnen verbinden
die Tradition mit westlicher Mode und
setzen auf Kopftücher in Leoparden-
Muster und rockige Lederjacken, die
älteren Frauen tragen dezentes Schwarz.

"Klar, könnte ich hier auf mein Kopf-
tuch verzichten: Es hat keine Männer,
die Fenster sind verdeckt", sagt Janina
Rashidi, Mediensprecherin des IZRS.
"Aber ohne würde ich mich in der Öf-
fentlichkeit nackt fühlen, es würde etwas
fehlen." Für den Anlass hat sie sich für
ein mit Strasssteinen verziertes kobalt-
blaues Gewand mit weissem Kopftuch
entschieden. "Solche Stücke zu finden,
ist nicht einfach." Und genau deshalb

habe sie diese Fashion Show mitinitiiert:
"Wir möchten auch schöne Klamotten
tragen, die die Körperformen umhüllen
und das Haar bedecken, wie das der Ko-
ran vorschreibt." Dass gerade junge An-
wesende dennoch auf Röhrchenjeans
setzen, stört Rashidi indes nicht: "Jede
Muslima weiss für sich selbst am besten,
wie sie die Verantwortung Allah gegen-
über am besten wahrnehmen kann." Und
so gibt es an den Ständen im Foyer für
jede etwas zu kaufen: Lange Roben,
bestickt mit Gold-Ornamenten, Blazer,
Bonnets, eine Art Jersey-Kappe, die
unter dem Kopftuch getragen wird, in

Streng nac/; Koran; verM/Zenefe Ma</e

allen erdenklichen Farben oder auch aus

Spitze, Sarung Lengans - Stulpen für die
Arme - Broschen und bunte Nadeln
zum Befestigen der Tücher.

Sünde gegenüber Allah
Bereits am Vormittag wurden die

ersten Kleider von Models auf dem

Laufsteg präsentiert. Am Nachmittag
folgt die Präsentation der ersten Kollek-
tion von Fikrete Sinani. Die Models
zeigen ihre tiirkisen, blauen und gemus-
terten Kreationen, teils mit Kopftuch,
teils ohne, alle tragen Absatzschuhe.
Doch so tolerant wie man sich gerne
gibt, so klar sind dann aber die Worte
von Zelije Sulejmani, die sie in einem

Vortrag an ihre Glaubensschwestern
richtet: "Der Verzicht auf die islamische
Bekleidung ist eine Sünde gegenüber
Allah, dem Erhabenen."

(kipa / Bild: IZRS)

Kurz & knapp
Vorstoss. - Die Ende August als
"Vademecum" bekannt gewordenen
Richtlinien der Schweizer Bischofs-
konferenz zum Umgang mit den Lan-
deskirchen sorgen für einen Vorstoss
im Bündner Kirchenparlament. Die
zwei Vertreter des Bistums Chur im
Kirchenparlament sprechen sich für die
Einsetzung einer Kommission aus, die
das "Vademecum" umsetzt. Die sieben
Churer Bistumskantone planen derweil
gemeinsame Gespräche als Reaktion
auf das "Vademecum". (kipa)

Ermordung. - Islamistische Fanatiker
aus Deutschland sollen nach Informati-
onen des Magazins "Focus" an der Er-
mordung von Christen in Syrien betei-

ligt sein. So sei für den Überfall auf
christliche Dörfer an der syrisch-
türkischen Grenze am 6. August eine
radikal-islamische Miliz verantwort-
lieh, in der auch deutsche Konvertiten
und Deutsche mit Migrationshin-
tergrund kämpften. Das Blatt beruft
sich auf Informationen von zwei west-
liehen Nachrichtendiensten, (kipa)

Ideen. - Unter dem Titel "Yes we can

- Change our church" sucht die Her-
bert-Haag-Stiftung für Freiheit in der
Kirche "Impulse für eine Kirche, die

junge Menschen anspricht". Dazu
schreibt sie Preise für kirchliche Grup-
pen und für theologisch gebildete junge
Menschen aus.

///«we/.sv www.AerZ)er//7aag-î////wng.cZî
(kipa)

Proteste. - Die katholische Kirche in
Kolumbien hat sich hinter die streiken-
den Kleinbauern im Land gestellt. De-
ren Forderungen seien gerechtfertigt,
sagte der Erzbischof von Bogota ver-
gangene Woche. Kolumbien wurde
tagelang von einer Streik- und Protest-
welle der Landwirte und Transportun-
ternehmer erschüttert. Die Demonst-
ranten fordern staatliche Unterstützung
und eine Senkung der Spritpreise,
(kipa)

Restaurierung. - In Bethlehem sollen
demnächst die Restaurierungsarbeiten
an der Geburtskirche, einer der heiligs-
ten Stätten der Christenheit, starten.
Ein entsprechendes Abkommen unter-
zeichneten die an der Kirche beteiligten
Konfessionen sowie Vertreter der pa-
lästinensischen Autonomiebehörde in
Bethlehem, (kipa)
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Schwule Seelsorger sollen Hilfe suchen
Bischof Markus Büchel in der Sendung "Rundschau"

Zürich. - Homosexuelle Seelsorger
sollen sich einer Person ihres Vertrau-
en anvertrauen und nicht in "innerer
Zerrissenheit" leben. Das sagte der
Präsident der Schweizer Bischofskon-
ferenz (SBK), Bischof Markus Büchel,
vergangene Woche gegenüber dem
Schweizer Fernsehen.

Das Zölibatsgebot gelte sowohl für
Heterosexuelle wie für Homosexuelle,
betonte der Bischof von St. Gallen in der
Sendung "Rundschau". Wenn er in sei-

nem Bistum von einer entsprechenden
Beziehung höre, dann bemühe er sich,
einen "menschlichen Weg zu suchen,
der den Normen der Kirche entspricht".
Auch ein Homosexueller müsse "in sei-

ner Art glücklich" leben können und
nicht in Angst. Im Fall einer weiterhin
gelebten Beziehung müsse er als Bischof
aber den Priester suspendieren. Homose-
xualität könne nicht als eine Krankheit

bezeichnet werden, so Büchel. Man dür-
fe einen Menschen nicht aufgrund seiner
Homosexualität verurteilen, sondern
müsse ihn achten. Das betone auch der
katholische Katechismus. Der Präsident
der SBK rief homosexuelle Seelsorger
auf, sich einer Personen gegenüber zu
"outen", zu der sie grosses Vertrauen
haben. Diese Person könne den Weg
zeigen und den Betroffenen auf diesem

Weg auch begleiten. "Verdrängen ist das

Schwierigste", so der Bischof.

Bruno Fluder vom "Verein schwule
Seelsorger - Adamim" mit 50 Mitglie-
dem sagte gegenüber der "Rundschau",
rund ein Drittel der katholischen Priester
sei homosexuell. Auf die von Bruno
Fluder genannte Zahl homosexueller
Seelsorger angesprochen, erklärte Bü-
chel, er kenne diese Zahlen nicht und
könne sie darum nicht kommentieren,

(kipa)

Papst: "Nie mehr Krieg"
Rom. - Mit einem ungewöhnlich ein-
dringlichen und persönlichen "Ruf
zum Frieden" hat Papst Franziskus
ein Ende der Gewalt in den Konflikt-
herden der Welt gefordert, insbeson-
dere in Syrien.

Bei seinem Angelus-Gebet am ver-
gangenen Sonntag verurteilte der Papst
den Einsatz von chemischen Waffen.
"Krieg führt nur zu Krieg, Gewalt führt
nur zu Gewalt", rief er. Nicht mit einer
"Kultur der Gewalt", sondern nur mit
einer Kultur der Begegnung komme man
zu einem friedlichen Einvernehmen un-
ter den Völkern. Franziskus rief für den

7. September zu einem weltweiten Tag
des Gebets und des Fastens für den Frie-
den in Syrien und in den anderen Kon-
fliktherden der Welt auf. Er selbst werde
am kommenden Samstagabend auf dem

Petersplatz eine Gebetwache leiten.
Franziskus bat die anderen christlichen
Kirchen, sich dieser Initiative anzu-
schliessen. Am selben Wochenende hat-
te der amerikanische Präsident Barack
Obama laut Medienberichten erklärt,
dass er sich für einen Militärschlag in

Syrien entschieden habe. Gleichzeitig
machte er aber die Intervention von der

Zustimmung des Kongresses abhängig,
(kipa)

Z e i t s t r i c h e
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Die Z a h

159. - Von 2008 bis 2011 unterstützte
der Bund 481 Renovationen von Ein-
richtungen. 159 davon waren kirchliche
Einrichtungen. Diese erhielten 26,2
Millionen Franken. Das ist einer Publi-
kation zu entnehmen, die das Bundes-
amt für Kultur vergangene Woche zu
den 20. Europäischen Tagen des Denk-
mais vom 7. und 8. September veröf-
fentlichte. Zu den renovierten Einrich-
tungen gehören Alphütten, Hotels, be-
deutende Häuser, historische Industrie-
anlagen sowie eine Vielzahl von Kir-
chen, darunter das Berner Münster und
die Kathedrale St. Urs und Viktor in
Solothurn. (kipa)

130. - Im Vorfeld des Eidgenössischen
Dank-, Buss- und Bettags beten in Bern
Christen verschiedener Konfessionen
erstmals miteinander für die Schweiz.
Über 130 Parlamentarier haben dieses
Jahr einen Aufruf zur Stärkung des

Bettages unterzeichnet, der am 15. Sep-
tember begangen wird. Dies teilte die

Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir-
chen in der Schweiz mit. Bischof
Charles Morerod vertritt am Gebetsan-
lass vom 14. September die katholische
Kirche, (kipa)

35,6. - Der katholische Weltjugendtag
Ende Juli in Rio de Janeiro soll eine
Finanzlücke von umgerechnet rund
35,6 Millionen Franken hinterlassen
haben. Laut der Tageszeitung "Folha
de S. Paulo" sucht die Erzdiözese Rio
derzeit nach Lösungen, um die Schul-
den zu begleichen. Durch den Verkauf
einer Immobilie soll jedoch die Hälfte
des Fehlbetrags bereits aufgebracht
sein, (kipa)
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DIE BETREUTEN WOLLEN NICHT MEHR

Eine Polemik zur halbherzigen Einlösung des Konzils in den Pfarreien

1988 wies Hermann Steinkamp unter dem Ti-
tel «Selbst wenn die Betreuten sich ändern» darauf

hin, dass die territoriale Struktur der katholischen

Kirche die Bildung lebendiger (Basis-)Gemeinschaf-

ten und das Engagement von Christinnen und Chris-

ten nicht fördere, sondern verhindere.' Das Pfarrei-

system symbolisiert, dass jeder Katholik und jede

Katholikin flächendeckend einen direkten Zugang

zu den Angeboten seiner/ihrer Kirche hat. Engage-

ment für den Glauben wird identisch mit der Auf-

gabenübernahme in der Pfarrei und der Teilhabe an

ihren lebensweltlichen Vollzügen. Gleichzeitig wur-
de eine Kundenmentalität geschaffen, die nur wenig
mit lebendigem Christsein zu tun hat. Eine Mehrheit

nimmt die Kirche an den Knotenpunkten des Lebens

in Anspruch und will ansonsten von ihr unbehelligt
bleiben. Und selbst wenn die durch den Pfarrer Be-

treuten ihr Verhalten wirklich ändern wollten, stehen

die subtilen Abhängigkeiten innerhalb des Parochial-

prinzips dem im Wege.

Aktuelle Gründe für die Passivität
der Betreuten
Im Jahr 2013 hat sich diese Diagnose verschärft. Die
Betreuten treten nicht gemäss ihrer Würde als Chris-
tenmenschen aus ihrer passiven Rolle in der Kirche
heraus, sondern sie treten gleich ganz aus der Kirche

aus. Die Erfahrungen, die Partner einer konfessions-

verschiedenen Ehe, Geschiedene und Homosexu-

eile, aber auch manche Beichtkinder und Zöglinge
in Internaten und Heimen mit der Kirche gemacht
haben, geben dieser Entscheidung eine hohe person-
liehe Plausibilität. Andere bleiben formell Kirchen-

mitglieder, aber sie sind nicht mehr bereit, sich in die

bestehenden Pfarreien einzubringen. Sie geben ihrem
Glauben auf andere Weise und in anderen Zusam-

menhängen eine für sie besser passende Form. Das

gilt gerade für Menschen, die spirituell und liturgisch
besonders anspruchsvoll und häufig selber hoch kom-

petent sind.

Die Betreuer, also die pastoralen Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen, und die Kirchenleitungen
sind mit ihrem Latein am Ende. Sie fordern die Laien

ständig zu einem verstärkten Engagement auf, weil
die Zahl der Hauptamtlichen zurückgeht und Auf-
gaben in der Pfarrei liegen bleiben. Offensichtlich
sind immer weniger Katholiken und Katholikinnen
bereit, diesem Aufruf Folge zu leisten. Die Tatsache

allein, dass die Laien zu mehr Engagement aufgefor-
dert werden, ist Ausdruck ihrer untergeordneten Rol-
le in der Kirche. Gemeindepastorale Aktivierungs-

programme offenbaren manchmal eine paternalisti-
sehe Grundtendenz, die die Getauften als Subjekte
ihres Glaubens und als vollwertige Glieder der Kirche
letztlich nicht ernst nimmt. Dabei bietet gerade das

Schweizer Modell der lokalen Kirchenfinanzierung
von unten den Gemeinden eine wirksame Basis für
ein selbstbewusstes Auftreten gegenüber den Bis-

tumsleitungen.
Es gibt weitere Ursachen für den Rückzug vie-

1er Katholiken und Katholikinnen aus den Pfarreien.

Ich will sechs Gründe exemplarisch anführen:
1. Das religiöse Monopol der Kirchen besteht

in der spätmodernen Gesellschaft nicht mehr, inso-
fern ihre Mitglieder nun einen Markt mit alternati-

ven Möglichkeiten antreffen und sich selbstbewusst

auf diesem Markt bewegen. Viele Angebote ermög-
liehen ein £e/zVz>z'wg Mvf/rozzt (Grace Davie),
und das scheint attraktiver zu sein als die Kirchen-

mitgliedschaft.
2. Die postulierte Offenheit vieler Pfarreien

für das Engagement aller Getauften entpuppt sich bei

näherem Zusehen als Abgrenzungsstrategie.- Denn
faktisch gesellt sich nur Gleich und Gleich gerne in
den Pfarreien. Deren milieu- und altersspezifische

Homogenität schliesst das Mittun von Christinnen
und Christen aus anderen ästhetischen Erlebniskul-

turen aus.

3. Die Laien fühlen sich nur als Lückenbüsser

zu mehr Einsatz aufgerufen. Der geweihte Amts-

träger personifiziert in dieser Perspektive den ge-
wünschten Normalzustand in den Pfarreien. Der

Rückgang der Zahl kompetenter Gemeindeleiter

muss nun durch den verstärkten Einsatz von Ehren-

amtlichen kompensiert werden. Dabei ist es nicht

unbedingt überzeugend, Priestermangel zum Gläu-

bigenmangel umzuetikettieren.
4. Die Formen des zivilgesellschaftlichen En-

gagements und der Partizipation haben sich in der

Spätmoderne grundlegend verändert. Sie erweisen

sich häufig als inkompatibel mit den Möglichkeiten,
die eine Pfarrei bietet. Der Wunsch nach direkter
Teilhabe insbesondere junger Menschen wird durch

Tagesordnungen, Gremiensitzungen, Satzungen und
feststehende Hierarchien frustriert." Hinzu kommen
die kirchenrechtlichen Begrenzungen der Mitspra-
chemöglichkeit.

5. Es gibt geschlechtsspezifisch eine ungleiche

Verteilung in der Kirche: Frauen bilden mehrheitlich
die aktive Basis in den Pfarreien und Männer immer
die Spitze. Diese Verteilung wird durch die mangel-
hafte Kooperationsbereitschaft oder -fähigkeit man-

IM GESPRACH
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eher Amtsträger extra prekär. In der demokratischen
Gesellschaft gilt zudem das Inklusionsgebot, wonach

jeder und jede im Prinzip Zugang zu jeder sozialen

Rolle haben sollte. Darum erscheint der Ausschluss

der Frauen von der kirchlichen Leitungsverantwor-

tung besonders unglaubwürdig.
6. Die Gemeindepastoral ist Teil der spät-

modernen worn'oar rf/zgfo», das heisst, sie wird als

wichtig für das eigene Leben anerkannt, ohne dass

dies aber mit persönlichen Konsequenzen verbunden

sein darf Das komplementäre Verhältnis von Pro-

fessionellen und Nicht-Professionellen sowie die Ak-

zeptanz dieser Rollenverteilung prägen auch Teile der

Kirche. Die Laien berufen sich in religiösen Dingen,

genauso wie sie dies in den meisten anderen Berei-

chen ihres Lebens gewöhnt sind, auf einen Experten.
Die Kleriker und Laientheologinnen und -theologen
sollen den Glauben stellvertretend für alle leben und

verkündigen.

Pastoralhistorische Ursachen
Es gibt noch weitere Gründe dafür, dass die Betreuten

in der Kirche sich nicht zu mehr Engagement in den

Pfarreien motivieren lassen. Mir scheint, dass darin
eine bestimmte Mentalität zum Ausdruck kommt,
die pastoralhistorisch gewachsen ist. Weil die Laien

in der Kirche lange Zeit als Katholiken zweiter Klasse

galten, fällt der Wechsel aus dem Betreutenmodus in
die Rolle selbstbewusster Subjekte des eigenen Glau-

bens und mündiger Glieder der Kirche schwer. Das

Zweite Vatikanische Konzil hat diese Mentalität zwar

grundsätzlich überwunden. Es schaffte (erneut) das

Bewusstsein für die eigenständige Würde und Auto-
rität der Laien in der Pfarrei, von der «vor dem Kon-
zil weder in der Theologie noch in der kirchlichen
Praxis die Rede war».' Trotzdem hat sich dieser Wan-
del nicht überall durchgesetzt. Es droht sogar ein

Rückfall hinter die nach dem Konzil erreichte inner-
kirchliche Emanzipation der Laiinnen und Laien.

Man kann diese restaurativen Tendenzen vor
dem Hintergrund der lange Zeit prekären Stellung
der nichtgeweihten Christinnen und Christen in der

Kirche interpretieren.
Bis zum Zweiten Vatikanischen Konzil war

der normale Gläubige vor allem der Empfänger
des sakramentalen Heilsdienstes des Klerikers. AI-
lerhöchstens war er dessen verlängerter Arm in der

Seelsorge und Katechese. Denn «das traditionale Ver-

ständnis von Pastoral denkt diese aus der Perspektive
des Priesters und seines sakramentalen Handelns am
Volk Gottes. Alle Seelsorge zielt darauf hin und soll

vom Volk Gottes subsidiär unterstützt werden».''

Die geweihten Amtsträger waren demnach

lange die eigentlichen Subjekte in der Pfarrei. Die
Teilhabe der Laien an der heilsamen Bewegung
Gottes auf den Menschen hin wurde durch ihr Han-
dein verstetigt und gesichert. Die Laien wurden zu

reinen Rezeptoren. Mit diesem gemeindetheologi-
sehen Konzept wurde einerseits ein Gegensatz zwi-
sehen geweihten und nichtgeweihten Christinnen
und Christen festgeschrieben. Andererseits wurden
beide Seiten aber auch in ein komplementäres Ver-

hältnis zueinander gesetzt: Vermittler des Heils und
des Glaubens - Empfänger des Heils und des Glau-
bens. Die Priester formten dazu als Kleriker einen

eigenen Stand, die Laien wurden ihnen unter- bezie-

hungsweise zugeordnet und so erst zu echten «Laien».

In den Schriften des Alten und Neuen Testa-

ments dagegen bedeutet dieser Begriff zunächst et-

was ganz anderes. Laie ist hier jeder und jede, der/die

zum Volk Gottes gehört. Es geht also keinesfalls um
einen abwertenden Begriff. Im Gegenteil: Wer Israel

zugehört, als dem durch Gott zuerst auserwählten

Volk, und wer später als Getaufter Glied der christ-
liehen Gemeinde ist, der gehört zum /<?dr, also zum
Gottesvolk. Er ist ein /<«'£(« beziehungsweise ein

Insofern ist in der Kirche jede(r) Getaufte ein

Laie beziehungsweise eine Laiin.
Dieser Begriff markierte demnach in der frü-

hen Kirche keine Defizitanzeige, sondern gerade das

kollektive Bewusstsein, auserwählt zu sein. Und der

Begriff markierte auch keine binnenkirchliche Un-

terscheidung zwischen Geweihten und Nichtgeweih-
ten, sondern die Grenze zwischen Gemeindemitglie-
dern und Nichtgetauften. Er diente also zunächst

der externen Differenzierung und nicht der internen.
Diese nach innen zunächst egalitäre Sicht auf

den Laien - denn jeder und jede war ein solcher be-

ziehungsweise eine solche - wurde allerdings mit der

Zeit durch eine Struktur überlagert, in der die Ge-

weihten immer mehr Macht an sich zogen. Die ur-

sprüngliche Definition von Inklusion und Exklusion
nach aussen wurde dabei in ein internes Unterschei-

dungskriterium umgeformt. Dieses bestimmte fort-

an die Kirchengeschichte, auch wenn die hierarchi-
sehe Amtsstruktur historisch ganz unterschiedliche

Gestalten angenommen hat. «Doch im Ganzen und
als Resultat ist festzuhalten, dass die Amtsträger sich

zu einem eigenen innerkirchlichen Stand, zur <Amts-

kirche> zusammengeschlossen haben und die <Laien>,

definiert als die Nicht-Priester, übrig bleiben.»" Zu-
sätzlich kam es zu einer Konzentration des Amtes auf
kultisch-sazerdotale Vollzüge.

Natürlich ist diese Grundtendenz in der Kir-
chengeschichte nie ohne Gegenbewegungen geblie-
ben, wie man etwa an der Entstehung von Orden als

ausdrückliche Laienbewegungen oder an den Mani-
festationen einer autonomen Volksreligiosität zu allen

Zeiten sehen kann.' Auch von Seiten des Amtes gab

es seit dem Spätmittelalter ein ausdrückliches Inter-

esse an der Förderung der Laien. Man kann darum
schon vor dem Zweiten Vatikanischen Konzil von
einem Langzeittrend zur Aufwertung der Laien in
der katholischen Kirche sprechen.'" Geschichtliche
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Beispiele hierfür sind der Aufschwung der Katechese

in der Gegenreformation oder die sozialen Laienbe-

wegungen in der Katholischen Aktion im 20. Jahr-
hundert. Kennzeichnend für diese Tendenzen war
freilich, dass das Laienengagement sowie die Schu-

lung und Förderung der Gläubigen unter klerikaler

Führung verblieben. Das gilt teilweise auch für die

gesellschaftliche Emanzipation der Katholikinnen
und Katholiken in der Moderne, etwa durch höhere

Bildung oder durch organisierte politische Teilhabe.

An diesem Punkt gibt es freilich länderspezifische
Unterschiede: Die Entwicklung in der Schweiz ist

zum Beispiel anders verlaufen als bei ihren südlichen

und nördlichen Nachbarn.

Der Umbruch des Konzils und seine
halbherzige Rezeption
An dieser pastoralhistorischen Skizze wird deutlich,
wie gross der Einschnitt war, den das Zweite Vatika-
nische Konzil für die Position der Laien in der Pfar-

rei bedeutete. Davor war ihre Rolle im Wesentlichen

untergeordnet und abhängig: die Laien profitierten
vom Dienst der Kleriker, die ihrerseits das Wesen

der Kirche in Wort und Sakrament in Gänze rea-
lisierten.

Diese Zentralität des geweihten Amtsträgers
blieb auch dann noch bestehen, als die katholische

Kirche in den Modernisierungs- und Säkularisie-

rungsschiiben seit der Aufklärung immer mehr an
Einfluss verlor. Wohl führte dies zu einer weiteren

Differenzierung der Unterscheidung zwischen Kleri-
kern und Laien in der Kirche." Denn mit der auto-

nomen Staatsgewalt war ein eigenständiger Bereich

ohne die Vorherrschaft der Kirche entstanden. Die
Kleriker wurden in der Folge dem Heilsdienst zuge-
schlagen, den sie weiterhin nach innen verrichteten.

Auf der anderen Seite ging es um den Weltdienst
nach aussen, der nun die bevorzugte Aufgabe der

Gläubigen war.
Diese Leitunterscheidung zwischen Heils-

und Weltdienst ist auch in den Dokumenten des

Konzils zu finden: LG 31-37; AA 2; 7; 29. Seine

Texte sind an diesem Punkt aber nicht eindeutig. So

betont etwa AA 5, dass die Laien «ihr Apostolat in
der Kirche wie in der Welt ausüben, in der geistli-
chen wie in der weltlichen Ordnung». Auch in GS 43

wird mit der typisch katholischen Leitdifferenz von
Heils- und Weltdienst gebrochen.

Ganz grundsätzlich machten die Konzilsväter

deutlich, dass auch «der Apostolat der Laien Teil-
nähme an der Heilssendung der Kirche selbst ist.

Zu diesem Apostolat werden alle vom Herrn selbst

durch Taufe und Firmung bestellt» (LG 33). Sie

erlangen damit Anteil am Priesteramt Jesu Christi
(LG 31; 34). Damit eröffnete das Konzil eine völ-

lig neue Sicht auf die eigenständige Bedeutung und
Rolle der Laiinnen und Laien in der Kirche, auch

wenn es bei der Ausformulierung dieser Grundein-
sieht offensichtlich eine gewisse Pluralität gibt.

In jedem Fall ist klar: Der Laie in der Kirche
ist nicht mehr nur Objekt von Seelsorge, passives

Mitglied der Pfarrei oder höchstens Helfer bei den

pastoralen Aufgaben, die aber eigentlich dem Pfar-

rer vorbehalten sind. Und er ist auch nicht nur ein
Ubersetzer der christlichen Botschaft in seinen zu-
nehmend entkirchlichten Alltag hinein. Der Laie

hat stattdessen in Taufe und Firmung Anteil an der

gemeinsamen Berufung, die jedem Christen und der

Kirche als Ganzem von Gott zukommt, nämlich
Zeichen und Werkzeug für das Heil der Welt zu wer-
den. Die Getauften sollen dieser gemeinsamen Beru-

fung als christliche Gemeinde Ausdruck verleihen.

Allerdings wurden nicht immer auch die ent-

sprechenden Konsequenzen aus dieser Grundein-
sieht des Konzils gezogen." Das zeigt sich etwa mit
Blick auf die Teilhabe der Laien an der Leitungsver-

antwortung in einer Pfarrei. Zwar kam es nach dem

Konzil zu einem neuen Miteinander in der Kirche:

auf der Ebene der Teilkirchen in Synoden und auf
der Ebene der Bistümer und Pfarreien in der Einrich-

tung von Beratungs- und Mitbestimmungsgremien.
Damit wurden die strukturellen Voraussetzungen
geschaffen, um mit dem Mentalitätswechsel von ei-

nem Betreuungsverhältnis zu einem Partizipations-
Verhältnis in der katholischen Kirche zumindest zu

beginnen. In der Spätmoderne kehrt aber offenbar
die alte Mentalität zurück, und zwar sowohl an der

Basis als auch bei manchen Pfarreileitern. Sie erweist
sich als hartnäckig und verhindert letztlich eine um-
fassende Rezeption des Konzils in der Kirche.

Die traditionelle Gemeindepastoral mit einem

komplementären Verhältnis von Betreuten und Be-

treuem ist also trotz ihrer prinzipiellen Uberwindung
durch das Zweite Vatikanum nicht ausgestorben. Sie

hält sich bis heute in vielen Pfarreien und gewinnt
in den letzten Jahren sogar an Einfluss. Dies äussert

sich in einer «infantilen Versorgungsmentalität»' \ die

manche Pfarrei und manchen Getauften noch immer

prägt, und im «Messiaskomplex»"' mancher Priester.

In der kirchlichen Praxis verhalten sich die Laien also

manchmal weiterhin als echte Laien. Und manche

Geweihte verhalten sich trotz des Paradigmenwech-
sels des Konzils als wirkliche Kleriker.

Beide Verhaltensweisen sind noch immer

komplementär zueinander und schliessen aneinander

an. Das Erscheinungsbild einer Pfarrei begünstigt
einen bestimmten Typus von Gemeindeleitung. Um-

gekehrt lockt der Stil eines Pfarrers ein entsprechen-
des Verhalten bei den Pfarrkindern hervor. Wenn
beide Seiten mit dieser Verteilung einverstanden sind,
dann lässt dies die Gemeindepastoral erfolgreich ver-
laufen. Das gilt zumindest so lange, wie auf beiden

Seiten noch eine ausreichend grosse Zahl bereit ist,
das System insgesamt aufrechtzuerhalten. Diese Vo-

GESPRÄCH

"Vgl. Barbara Henze: «Die
Laien als Feinde der Kleriker
von alters her»? Zur
Geschichte der

Beziehung zwischen Laien
und Klerikern, in: Georg
Kraus (Hrsg.): Wozu noch
Laien? Für das Miteinander
in der Kirche. Frankfurt
a.M. u.a. 2001, 69-102,
hier 85-101.
'Wgl. Wolfgang Beinert:
«Der eine und gleiche Geist
in Haupt und Gliedern» (LG

7). Die Laien in der Kirche
aus pneumatolo-
gischer Sicht, in: Kraus
Wozu noch Laien? (wie
Anm. II), 17-37, hier 24-29;
Leo Karrer: Die Stunde

der Laien. Von der Würde
eines namenlosen Standes,

Freiburg i. Br. u.a. 1999,

114-130.
'^Hermann Steinkamp: Die
sanfte Macht der Hirten.
Die Bedeutung Michel
Foucaults für die Praktische

Theologie. Mainz 1999, 16.

'^Rein Nauta: Paradoxaal

leiderschap. Schetsen voor
een psychologie van de pas-
tor. Nijmegen 2006, 75.
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bereit sind, diesen Weg zu beschreiten, und dass er

inzwischen wieder verbaut wird.
Der genannte Paradigmenwechsel des Zweiten

Vatikanums mit Blick auf die Laiinnen und Laien in
der Kirche hatte gerade auch Konsequenzen in der

Gemeindetheologie: Aus klerikerzentrierten Terri-

torialpfarreien sollten lebendige christliche Gemein-

Schäften werden. Im Rückblick muss man festhalten,
dass diese Grundoption bis heute nur halbherzig

eingelöst ist. Neben den oben genannten Ursachen

scheint der lange Schatten einer anders ausgerichteten
Pastoral in der Vergangenheit noch immer und sogar
zunehmend wirksam zu sein. Das ernüchternde und

zugegebenermassen polemische Fazit muss demnach

lauten: Die Betreuten und ihre Betreuer in vielen

Pfarreien wollen sich nicht ändern. Stefan Gärtner

^Vgl. Paul M.

Zulehner/Fritz Lobinger:
Der Weg in ein neu

gestaltetes Priesteramt,
in: Paul M. Zulehner u.a.:

Leutepriester in lebendigen
Gemeinden. Ein Plädoyer für

gemeindliche Presbytérien.
Ostfildern 2003, 9-20.

raussetzung gerät aktuell unter Druck. Man kann
dann aus der Not eine Tugend machen. So wird ge-
rade der Auszug vieler Getaufter aus den Pfarreien

und der Priestermangel als Chance gesehen, um die

Aporien einer klerikerzentrierten Gemeindepastoral
endlich zu überwinden."

Fazit
Ich habe versucht deutlich zu machen, dass der Er-

folg des symbiotischen Abhängigkeitsverhältnisses
zwischen Betreuten und Betreuern in manchen Pfar-

reien im Gegensatz zu einer zentralen Grundeinsicht
des letzten Konzils steht. Dieses bahnte den Weg
für ein selbstbewusstes Laienengagement. Es gehört

zu den tragischen Momenten der Konzilsrezeption,
dass immer weniger Katholiken und Katholikinnen

AMTLICHER TEIL

ALLE BISTÜMER

Erklärung des Präsidenten der Schweizer
Bischofskonferenz zum «Vademecum für
die Zusammenarbeit von katholischer
Kirche und staatskirchenrechtlichen
Körperschaften in der Schweiz»

Angesichts der medialen Debatte um das Doku-

ment der ß/schofskonferenz zur Zusammenar-

beit mit staatskirchenrechtlichen Körperschaf-
ten betont der Präsident der ßiscbofskonferenz,

BischofMarkus Büchel, dass sich die Schweizer

Bischöfe zum heutigen staatskirchenrechtli-
chen System bekennen. Das Vademecum ist
eine Diskussionsgrundlage für die Weiteren!-

wick/ung des Staatskirchenrechts. Um entstan-
dene Irritationen zu überwinden, veröffentlicht
der Präsident folgende K/arstel/ung:

Anfang März hat die Schweizer Bischofs-
konferenz ein «Vademecum für die Zu-
sammenarbeit von katholischer Kirche und

staatskirchenrechtlichen Körperschaften
in der Schweiz» verabschiedet. Es handelt
sich um die Empfehlungen einer Fachkom-

mission, welche im Auftrag der Schweizer
Bischofskonferenz Fragen um die Weiter-
entwicklung des schweizerischen Staatskir-
chenrechts untersucht hat.

Grundlage für die im Vademecum vorge-
schlagenen Schritte ist das Bekenntnis der
Schweizer Bischöfe zum heutigen System.
Die staatskirchenrechtlichen Körperschaf-
ten sind für die Erfüllung der kirchlichen

Aufgaben äusserst wichtig und sollen es in

Zukunft auch bleiben. So geht unser Dank
an alle Katholikinnen und Katholiken, wel-
che sich als getaufte Gläubige und als von
den Mitgliedern unserer Kirche demokra-
tisch gewählte Mandatsträger in den Staats-
kirchenrechtlichen Strukturen zum Wohl
unserer Kirche einsetzen.
Wir sind froh, auf ihre Sachkompetenz und

ihr vielfältiges Engagement zählen zu dür-
fen. Von Interpretationen, wonach sie ihre

Aufgabe in diesen Gremien nicht als Glied
der Kirche, sondern «nur» als Bürger des

Staates wahrnähmen, distanziere ich mich
in aller Form.
Das Dokument der Fachkommission ent-
hält auf theoretischer Ebene Anregungen,
wie das Staatskirchenrecht in der Schweiz

weiterentwickelt werden kann. Wenn ein

Bischof nun konkrete Schritte in diese Rieh-

tung anstösst, gilt es, im Einvernehmen mit
den staatskirchenrechtlichen Körperschaf-
ten die notwendigen Anpassungen an die
Realität vorzunehmen.
Dass durch unsere unglückliche Kommu-
nikation einseitige Meldungen zu diesem

Dokument veröffentlicht wurden, bedau-

ern wir sehr, ebenso die dadurch entstan-
denen Irritationen. Das Vademecum ist als

Diskussionsgrundlage seitens der Bischöfe

gedacht. Die durch dieses Dokument ange-

regte Diskussion soll in Ruhe und Sachlich-

keit gemeinsam mit allen Beteiligten geführt
werden können. Ziel ist es, die bewährte
Organisationsform der katholischen Kirche

in der Schweiz gemeinsam in eine gute Zu-
kunft zu führen.

Freiburg/St. Gallen, 26. August 2013

Bischof Marlcus Büchel, Präsident
der Schweizer Bischofskonferenz

Anmerkung der SKZ-Rec/akt/'on:

Das betreffende Dokument ist unter www.kirchen-
zeitung.ch, SKZ-Ausgabe Nr. 36/2013, aufgeschaltet.

Ausschnitt aus dem Anhang des oben
abgedruckten Communiqués der SBK:

Fachkommission «Kirche und Staat in der Schweiz»

Im Jahr 2008 fand in Lugano ein Treffen zwischen

Vertretern der Schweizer Bischofskonferenz, der
staatskirchenrechtlichen Körperschaften und des

Hl. Stuhls statt. Aus verschiedenen Blickwinkeln
wurde das heutige Verhältnis von kirchlichen zu

staatskirchenrechtlichen Körperschaften in der
Schweiz beleuchtet. Im Anschluss daran hat die

Schweizer Bischofskonferenz eine Fachkommis-

sion eingesetzt, welche zuhanden der Schweizer
Bischofskonferenz eine Reihe von Fragen zu beant-

Worten hatte. Die Fachkommission hat ihre Arbeit
Anfang 2013 abgeschlossen und die Ergebnisse in

einem Vademecum zusammengefasst. Die ausführ-

liehen, von der Fachkommission erarbeiteten Texte
werden in einer wissenschaftlichen Publikation ver-
öffentlicht werden.

Der Fachkommission gehörten an:

Prof. Dr. Libero Gerosa (Präsident); Professor für
kanonisches Recht, Theologische Fakultät Lugano;
Rev. Dr. Hans Fe/cht/nger, Mitarbeiter im Sekretariat
der Kongregation für die Glaubenslehre; Dr. Phi'/ippe

Gardaz, ehem. Kantonsrichter des Kantons Waadt;

Mitglied der Kommission für Staatskirchenrecht und

Religionsrecht der RKZ; Dr. Martin Gri'chting, Gene-

ralvikar des Bistums Chur; Prof. em. Dr. /vo Hangart-

ner f, ehem. Professor für Staatsrecht, Universität
St. Gallen; Dr. C/audius Luterbacher, Kanzler der Diö-
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zese St. Gallen; Dr. Pau/ We/be/, Vizestaatsschreiber
des Kantons Schwyz; Rudolf Wiirm/i (Nachfolger für
Giorgio Prestele), ehem. Verwalter des Katholischen
Konfessionsteils des Kantons St. Gallen.

Gemeinsam füreinander da sein -
der Grundgedanke des Bettagsopfers!
Der Dank-, Buss- und Bettag ruft uns zum
Innehalten und zur Besinnung auf. Als Eid-

genössischer Bettag erinnert uns dieser

Gedenktag daran, dass wir Gott für das

Wohlergehen unseres Landes und unserer
Gemeinschaft dankbar sein sollen. Gemein-
sam füreinander da zu sein, ist ein zentraler
Grundgedanke, den die Eidgenossenschaft
mit der Kirche gemeinsam hat. Das Mot-
to des I50-Jahr-Jubiläums der Inländischen
Mission (IM) und der Schweizer Bischofs-

konferenz, das imjuni 2013 in Einsiedeln be-

gangen wurde, gibt diesem Grundgedanken
auch in unserer kirchlichen Gemeinschaft
Ausdruck: «Miteinander Kirche bauen.»
Das Bettagsopfer für die Inländische Mission

(IM) ist ein Mittel, uns mit den Schwachen in

der katholischen Kirche unseres Landes soli-
darisch zu zeigen. Mit dem Ertrag der Kollek-

te kann die IM wirksame Hilfe leisten: an die

Jugendpastoral Poschiavo, an die Familienpas-
toral im Bistum Basel sowie an die Behinder-

ten-Seelsorge im Kanton Neuenburg.
Die Schweizer Bischöfe empfehlen das Bet-

tagsopfer dem Wohlwollen aller Katholi-
kinnen und Katholiken unseres Landes. Sie

bitten alle Pfarreiverantwortlichen, sich für
dieses Opfer und die Anliegen der Inländi-
sehen Mission einzusetzen.

Freiburg, im September 2013

Die Schweizer ßischofskonferenz

BISTUM BASEL

Missio canonica
Diözesanbischof Dr. Felix Gmür erteilte die
Missio canonica an:

Anton ßueher als Pfarradministrator der Pfar-

reien St. Fridolin Holderbank (SO), St. Mar-
tin Mümliswil (SO) sowie Urs und Viktor
Ramiswil (SO) per I. September 2013;
Pater Dr. W/es/ow Regfinski I.Sch. als Pfarrad-
ministrator der Pfarrei Peter und Paul Gret-
zenbach (SO) und als mitarbeitender Pries-

ter mit Pfarrverantwortung der Pfarreien
St. Josef Däniken (SO), Maria Himmelfahrt
Schönenwerd (SO) und St. Josef Walterswil-
Rothacker (SO) per I. September 2013;

Georges Schw/ckeroth als Pfarradministra-

tor der Pfarreien St. Pankraz Boswil (AG),

St. Georg Bünzen (AG), St. Goar Muri (AG),
St. Wendelin Aristau (AG) und St. Burkard
Beinwil (AG) per I. September 2013;

Richard Strassmann als Vikar in den Pfarrei-

en St. Pankraz Boswil (AG), St. Georg Bün-

zen (AG), St. Goar Muri (AG), St. Wendelin
Aristau (AG) und St. Burkard Beinwil (AG)

per I. September 2013;

Diakon Dr. Markus Heii-Zürcher als Diakon
in den Pfarreien Maria Himmelfahrt Baisthal

(SO), St. Fridolin Holderbank (SO), St. Mar-

tin Mümliswil (SO) sowie Urs und Viktor Ra-

miswil (SO) per I. September 2013;

Diakon Dr. Stefan Tschudi-Uebe/mann als

Diakon in der Pfarrei St. Wendelin Hellbühl

(LU) per I. August 2013;

Edwin Rutz als Spitalseelsorger im Kantons-

spital Baden (AG) per I. September 2013;
Simon Meier als Gemeindeleiter ad interim
der Pfarrei St. Nikolaus Brugg (AG);
Rita Pia Wismann-ßaratto als Gemeindeleite-
rin ad interim der Pfarrei Heiliggeist Suhr-
Gränichen (AG) per I. September 2013;

Dorothea Wey-Suter als Pastoralassistentin in

den Pfarreien Johannes der Täufer Menzin-

gen (ZG) und Maria Geburt Neuheim (ZG)
per 27. August 2013;
Bernhard Schib/i als Seelsorger für Seelsor-

gende im Bistum Basel per I. September
2013.

Ausschreibung
Die auf den I. Januar 2014 vakant wer-
denden Pfarrste/ien St. Mauritius Dornach

(SO), St. ß/asius Gempen (SO) und St. Ga//us

Hochwa/d (SO) im Seelsorgeverband Dor-
nach-Gempen-Hochwald werden für einen
Pfarradministrator oder einen Gemeinde-
leiter ad interim/eine Gemeindeleiterin ad

interim zur Wiederbesetzung ausgeschrie-
ben.

Interessenten melden sich bitte bis zum
26. September 2013 beim Diözesanen Per-

sonalamt, Baselstr. 58, 4500 Solothurn oder

per E-Mail personalamt@bistum-basel.ch

Im Herrn verschieden
Max Äe//erÄa/s, er«. isTa/»/aw, /*Wc£ (S4G)

Der am 24. August 2013 Verstorbene wur-
de am 24. September 1918 in Ölten (SO)

geboren und empfing am 29. Juni 1943 in

Solothurn die Priesterweihe. Er arbeitete
als Vikar von 1943 bis 1952 in der Pfarrei
St. Karl Luzern. Von 1952 bis 1968 war er
Pfarrer in Liestal (BL). Als Kaplan wirkte er
von 1968 bis 2004 in Frick (AG). Seinen Le-

bensabend verbrachte er in Frick (AG). Der
Beerdigungsgottesdienst fand am 30. August
2013 in der Pfarrkirche St. Peter und Paul in

Frick (AG) statt.

BISTUM CHUR

Missio canonica
Diözesanbischof Dr. Vitus Huonder erteilte
die bischöfliche Beauftragung an;

Markus Ho/zmann als Pastoraler Mitarbeiter
in der Spitalseelsorge am Stadtspital Triemli
in Zürich;
//ona Ruhm-Mehring als Pastorale Mitar-
beiterin in der Seelsorge im Pflegezentrum
Käferberg der Stadt Zürich;
Oliver Wupper als Pastoralassistent der Pfar-
rei Hl. Antonius v. P. in Wallisellen.

Stellenausschreibungen
Die Pfarreien Hl. Laurentius in G/'swil und

Hl. Antonius Erem. in Grossteil werden per
I. August 2014 zur Neubesetzung durch ei-

nen Pfarrer ausgeschrieben.

Die Pfarrei Hl. Martin in Ga/genen wird per
I. August 2014 zur Neubesetzung durch ei-

nen Pfarrer (50%) ausgeschrieben.

Die Pfarrei Hl. Michael in Altendorf wird per
I. August 2014 zur Neubesetzung durch ei-
nen Pfarrer ausgeschrieben.

Interessenten sind gebeten, sich bis zum
30. September 2013 beim Bischöflichen Or-
dinariat, Sekretariat des Bischofrates, Hof 19,

7000 Chur, zu melden.

Chur, 29. August 2013 Bischöfliche Kanzlei

Stark veränderte religiöse
Landschaft in der Schweiz
Christoph ßoehinger (Hrsg.); Religionen,
Staat und Gesellschaft. Die Schweiz zwi-
sehen Säkularisierung und religiöser Viel-

fait. (Verlag Neue Zürcher Zeitung) Zürich

20/2, 284 Seiten.

Die im Titel angegebene Fragestellung
wurde vom Nationalen Forschungs-
projekt NFP 58 des Schweizerischen
Nationalfonds zwischen 2007 und 2010

untersucht, deren Resultate hier von
sechs Autoren synthetisch und inter-
disziplinar zusammengefasst werden.
Die Projekte legen nahe, zukünftig die

Ränder zum Nichtreligiösen stärker zu
beachten, aber auch der Einfluss der
Medien. Noch in Bearbeitung ist das

Thema Religion und Werte. Das NFP
58 umfasste 28 Projekte, deren Berich-
te sowie auch fünf Thenemhefte online
zugänglich sind (www.nfp58.ch). (ufw)
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KLOSTER RICKENBACH
vereinfachen - vertiefen - versöhnen

Encf/Zc/i...

entschleunigen, aufatmen, Kraft schöpfen,
sich neu ausrichten individuell oder im Rahmen

einer begleiteten AUSZEIT...

Das Anfertigen von Kirchenmobiliar wie Bänke aller
Art, Altartisch, Ambo, Beistelltische oder Sakristei- und Beicht-
Zimmereinrichtungen in moderner oder traditioneller Art, erfordert
handwerkliche Erfahrung und Einfühlungsvermögen für die jeweilige
Situation. Verlangen Sie unseren Vorschlag.
J. Schumacher AG, Möbelbau, Aeulistrasse, 7323 Wangs
Telefon 081 720 44 00 j.schumacher@schag.ch www.schag.ch

<jj) IM - Schweizerisches
katholisches Solidaritätswerk www.im-solidaritaet.ch

Solidarität mit bedürftigen Katholiken
Berücksichtigen Sie die IM in Ihrem Testament.
Broschüre bestellen: Tel. 041 710 15 01, info@im-solidaritaet.ch
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Die Wallfahrtskirche
St. Antonius

in Egg ZH

Jeden Dienstag

Pilgermesse 15.00 Uhr
Nebenan Pilgergasthof

www.antoniuskirche-egg.ch
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